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 der Feinstaub des Silvesterfeuerwerks hat sich inzwi- 
 schen gelegt und gibt die Sicht frei für einen Ausblick 
 auf das Jahr 2020.

Der Blick auf homepage und Briefkopf zeigt, dass dort seit Jahresanfang die  
namen von Ursula Bleimling und Dr. Bernhard Winter fehlen. Beide haben über 
Jahrzehnte das Gesicht von meLCheRS geprägt und meLCheRS mit aufgebaut.  
Ihnen sagen wir herzlich Danke und wünschen weiterhin alles Gute für den wohl-
verdienten Ruhestand. 

Aber: Kein ende ohne neuanfang! An allen drei Standorten hat sich meLCheRS 
personell gezielt verstärkt und ist dadurch gewachsen. mit herrn Dr. holger Jakob 
und seiner langjährigen erfahrung im Bereich des eSports wurde zudem die  
Beratungspraxis für die Glücksspiel-, Sport- und eSport-Branche erweitert. 

meLCheRS bleibt damit auch im Jahr 2020 ein verlässlicher Partner, der Sie wie 
gewohnt kompetent beraten wird. 

Wir wünschen Ihnen ein erfolgreiches Jahr 2020 und eine gewinnbringende  
Lektüre der aktuellen Ausgabe. 

Mit besten Grüßen
Ihr Frederic Jürgens

PUBLIKAtIonen 5, 9 

VeRAnStALtUnGen 7

LIeBe LeSeRIn,
             LIeBeR LeSeR,

2

melchers law ARBeItSReCht
01  Entgeltfortzahlung – Beweiswert von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 3

BAUReCht
02 Schlussrechnungslegung ist Voraussetzung für Verjährungsbeginn 4

GeSeLLSChAFtSReCht
03  Bundesverwaltungsamt droht mit noch höheren Bußgeldern – erweiterte Pflichten in Bezug 

auf das Transparenzregister ab Januar 2020  6

LAUteRKeItSReCht
04 Ankündigung einer Sperrung eines Mobilfunkanschlusses unzulässig 8

mIetReCht
05 BGH präzisiert Härtefallabwägung bei Mieterhöhung nach Modernisierung 10

69

mItteILUnGen  7, 9, 11

InteRnAtIonAL 5

PeRSÖnLICh 11

PRIVAt 12

FReDeRIC JüRGenS
f.juergens@melchers-law.com

ist Fachanwalt für Bau- und Archi- 
tektenrecht und ständiger Mitarbeiter 
der Fachzeitschrift IBR. Er zählt mittel-
ständische Unternehmen und Inves- 
toren im Bau- und Immobilienrecht zu 
seinen Mandanten. 



3

ml ARBeItSReCht

 Das   Entgeltfortzahlungsge-
setz (EFZG) gewährt dem Arbeit-
nehmer im Falle der Arbeitsun- 
fähigkeit infolge Krankheit einen 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
bis zur Dauer von sechs Wochen. 
Diese zeitliche Beschränkung be-
steht nach der ständigen Recht-
sprechung des Bundesarbeits- 
gerichts (BAG) auch dann, wenn 
sich die Arbeitsunfähigkeit des  
Arbeitnehmers infolge einer neu-
en, anderen Krankheit verlän- 
gert (Grundsatz der Einheit des 
Verhinderungsfalls). Etwas ande-
res gelte nur, wenn die Arbeits-
unfähigkeit aufgrund der neuen 
Krankheit zu einem Zeitpunkt  
eintritt, in dem die ursprüngliche 
krankheitsbedingte Arbeitsverhin-
derung bereits beendet war.

 In seinem Urteil vom 
11.12.2019 (Az.: 5 AZR 505/18) hält 
das BAG an seiner Rechtspre-
chung fest und konkretisiert 
die Anforderungen an die Dar-
legungs- und Beweislast.

SAChVeRhALt
 In dem vom BAG zu entschei-
denden Fall war die Klägerin bei 
der Beklagten als Fachkraft in  
der Altenpflege beschäftigt. In-
folge eines psychischen Leidens 
war die Klägerin – zunächst unter 
Entgeltfortzahlung, später unter 
Bezug von Krankengeld – bis  
einschließlich 18.05.2017 arbeits-
unfähig. Dies wurde ihr von ih- 
ren Ärzten, die sie zuletzt am 
07.04.2017 untersuchten, attes-
tiert. Am 19.05.2017 unterzog  
sich die Klägerin sodann wegen 
eines gynäkologischen Leidens 
einer seit längerem geplanten 
Operation, infolge derer sie er-
neut bis einschließlich 30.06.2017 
arbeitsunfähig war. Im Juli begab 

stützen. Im vorliegenden Fall lag 
die letzte Untersuchung der Klä-
gerin jedoch so lange zurück, 
dass das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Niedersachsen in der Vor-
instanz den Beweiswert der ärzt-
lichen Bescheinigung anzweifelte 
und in der Folge die Ärzte als  
Zeugen vernahm. Da diese keine 
belastbaren Aussagen über die 
Arbeitsfähigkeit der Klägerin tref-
fen konnten und auch die Klä- 
gerin nach eigener Aussage am 
18.05.2017 lediglich von einer 
„möglichen“ Arbeitsfähigkeit aus-
gegangen war, überwogen für  
das LAG die Zweifel am Ende der 
Arbeitsunfähigkeit am 18.05.2017. 
Dem schloss sich das BAG an und 
wies die Revision als unbegrün-
det ab.

FAzIt 
	 Das	BAG	 lässt	 es	 hinsichtlich	
der	 Darlegungslast	 des	 Arbeit-
gebers	 erneut	 genügen,	 dass	 er	
gewichtige	 Indizien	für	die	Über-
schneidung	 der	 Arbeitsunfähig-
keitszeiträume	 abweichend	 von	
den	 ärztlichen	 Bescheinigungen	
vorträgt.	 Im	Einzelfall	 kann	hier-
durch	 der	 eigentlich	 maßgeb-	
liche	Nachweis	 in	Form	des	ärzt-
lichen	Attests	ernsthaft	in	Zweifel	
gezogen	werden,	was	erhebliche	
Beweisprobleme	 für	 Arbeitneh-
mer	 nach	 sich	 ziehen	 kann.	 So	
kann	 sich	 ein	 Arbeitnehmer	 im	
Zweifel	nicht	auf	den	Beweiswert	
von	ärztlichen	Folgebescheinigun-
gen	 verlassen,	 wenn	 die	 letzte	
ärztliche	 Untersuchung	 bereits	
einige	Zeit	zurückliegt.	Eine	kon-
krete	Prüfung	der	Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen	 durch	 den	
Arbeitgeber	 ist	 somit	 auch	 vor	
diesem	Hintergrund	sehr	zu	emp-
fehlen.																																																						n

sich die Klägerin sodann in Psy-
chotherapie und erbrachte im 
Einvernehmen mit der Beklagten 
im Hinblick auf ihr gewährten Ur-
laub und Überstundenausgleich 
keine Arbeitsleistung mehr.

 Mit ihrer Klage verlangte die 
Klägerin für den Zeitraum vom 
19.05.2017 bis 29.06.2017 Ent-
geltfortzahlung, da sie seit dem 
19.05.2017 aufgrund eines neuen 
Leidens arbeitsunfähig gewesen 
sei. Die Arbeitsunfähigkeit wegen 
ihrer psychischen Erkrankung  
habe am 18.05.2017 geendet. Die 
Beklagte begründete ihren Antrag 
auf Klageabweisung mit der Auf-
fassung, es handele sich um ei-
nen einheitlichen Verhinderungs-
fall, da die Klägerin auch über den 
18.05.2017 hinaus arbeitsunfähig 
gewesen sei.

entSCheIDUnG
 Maßgeblich für das Beste- 
hen des Entgeltfortzahlungsan-
spruches war somit das Ende 
der Arbeitsunfähigkeit der Klä-
gerin infolge der ersten (psy- 
chischen) Erkrankung, bezüglich 
dessen die Beweislast bei der Klä-
gerin lag. Denn nach der stän- 
digen Rechtsprechung des BAG 
trifft den Arbeitnehmer hinsicht-
lich der Voraussetzungen des § 3 
Abs. 1 Satz 1 EFZG die volle Dar-
legungs- und Beweislast auch 
dann, wenn der Arbeitnehmer  
bei wiederholter Arbeitsunfähig-
keit erneut einen Entgeltfortzah-
lungsanspruch aufgrund einer neu-
en Erkrankung geltend macht.
 
 Grundsätzlich kann sich der 
Arbeitnehmer für die Darlegung 
und den Nachweis der Arbeits-
unfähigkeit auf die ärztliche Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung 

01 Entgeltfortzahlung – 
Beweiswert von Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigungen

ist als Fachanwalt für Arbeitsrecht im 
individuellen und kollektiven Arbeits-
recht einschließlich des Rechts der  
betrieblichen Altersversorgung tätig. 
Daneben berät er im Handels- und all-
gemeinen Vertragsrecht.

DomInIK GALLInI
d.gallini@melchers-law.com
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mAtthIAS SCheIBLe
m.scheible@melchers-law.com

berät schwerpunktmäßig im gesam-
ten Bereich des privaten Bau- und Ar-
chitektenrechts sowie im öffentlichen 
Baurecht.

ml BAUReCht

 Nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 
VOB/B wird der Anspruch des Auf-
tragnehmers auf Schlusszahlung 
erst nach Stellung der Schluss-
rechnung fällig. Der Auftragneh-
mer kann damit den Eintritt der 
Verjährung einseitig bestimmen. 
Ob dies den Auftraggeber un- 
angemessen benachteiligt oder 
nicht, entschied am 20.12.2018 
(Az.: 4 U 80/18) das OLG Hamburg 
und stellte fest, dass der Auftrag-
geber nicht unangemessen be-
nachteiligt ist. 

SAChVeRhALt 
 Der Auftragnehmer war mit 
der Durchführung von Maurerar-
beiten beauftragt. Die VOB/B wur-
de Vertragsbestandteil, zusätzlich 
vereinbarten die Parteien einige 
Änderungen zur VOB/B.

 Die Arbeiten führte der Auf-
tragnehmer 2012 vertragsgemäß 
aus; sie wurden in der Folge abge-
nommen. Die Schlussrechnungs-
stellung erfolgte dagegen erst En-
de 2015. Der Auftraggeber lehnte 
die Zahlung ab, weshalb der Auf-
tragnehmer im Mai 2017 Klage  
auf Zahlung des Werklohns er-
hob. Der Auftraggeber stützte sich 
auf die Einrede der Verjährung. 

entSCheIDUnG
 Das OLG Hamburg wies die 
Einrede der Verjährung zurück 
und verurteilte den Auftraggeber 
zur Zahlung des Werklohns. Ver-
jährung sei nicht eingetreten. Bei 
der Beurteilung des Verjährungs-
beginns komme es auf das „Ent-
stehen“, also die Fälligkeit der 
Forderung an. Die Verjährung be-
ginne mit dem Schluss des Jah-
res, in dem die Forderung fällig 
werde. Hierbei sei zu unter-
scheiden, ob es sich um einen 
reinen Werkvertrag, einen Bau-
vertrag gemäß § 650 g Abs. 4 BGB 

die Fälligkeit der Vergütung und 
damit auch den Eintritt der Ver-
jährung hinauszuschieben. 

 Das OLG Hamburg stellte klar, 
dass § 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B den 
Auftraggeber nicht unangemes-
sen benachteiligt. Richtig sei, dass 
der Auftragnehmer dadurch den 
Vorteil hat, die Verjährung hinaus-
schieben zu können. Aber auch 
der Auftraggeber habe hierdurch 
Vorteile. Er habe beispielsweise  
die Möglichkeit, vor Fälligkeit des 
Zahlungsanspruchs zunächst die 
Werklohnforderung zu überprü-
fen. Er erlange zudem durch die 
spätere Fälligkeit Liquiditäts- 
vorteile. Ferner habe der Auftrag-
geber nach § 14 Abs. 4 VOB/B die 
Möglichkeit, die Schlussrechnung 
nach angemessener Fristsetzung 
auf Kosten des Auftragnehmers 
selbst zu stellen. 

FAzIt
	 Stellt	 der	 Auftragnehmer	 die	
Schlussrechnung	 erst	 spät,	 be-
nachteiligt	das	den	Auftraggeber	
nicht	unangemessen.	Zu	berück-
sichtigen	 ist	 aber,	 dass	 der	 Auf-
tragnehmer	nicht	beliebig	 lange	
Zeit	hat,	um	die	Schlussrechnung	
zu	 erstellen.	 Hier	 lagen	 zwi-	
schen	 Abnahme	 und	 Schluss-
rechnung	 drei	 Jahre.	 Dies	 stellt	
keine	 unangemessene	 Benach-
teiligung	 dar.	 Bei	 einem	 ver-
gleichbaren	 Fall	 lagen	 zwischen	
Abnahme	und	Stellen	der	Schluss-
rechnung	sechs	Jahre.	In	diesem	
Fall	 entschied	 das	 zuständige	
OLG	 Hamm	 mit	 Urteil	 vom	
25.09.2014,	Az.:	 24	U	65/13,	dass	
der	 Anspruch	 auf	 Werklohn	 ver-
wirkt	sei.																																																n

oder um einen Vertrag unter Ein-
beziehung der VOB/B handelt. 
Bei reinen Werkverträgen nach 
BGB werde der Werklohn mit der 
Abnahme der Leistungen fällig, 
§ 641 BGB. Bei Bauverträgen ge-
mäß § 650 g Abs. 4 BGB trete  
Fälligkeit erst dann ein, wenn  
das Werk abgenommen und eine 
prüffähige Rechnung erstellt ist. 
Ganz ähnlich sei dies bei Ver- 
trägen, bei denen die VOB/B 
einbezogen sei. Die Regelung ge-
mäß § 16 Abs. 3 VOB/B sehe  
vor, dass es für die Fälligkeit ne-
ben der Abnahme der Erteilung 
einer Schlussrechnung bedürfe. 

 Im vorliegenden Fall war die 
VOB/B einbezogen. Hier kam es 
daher auf den Zeitpunkt der 
Schlussrechnung an. Die Werk-
lohnforderung wurde erst mit 
Stellung der Schlussrechnung im 
Jahr 2015 fällig, so dass die Ver-
jährung erst mit Ablauf des 
31.12.2018 eintrat. 

 Das Gericht hatte zusätzlich 
zu entscheiden, ob das späte 
Stellen der Schlussrechnung den 
Auftragnehmer unangemessen be-
nachteiligen würde. Die isolierte 
Überprüfung der Wirksamkeit des 
§ 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B wurde des-
halb notwendig, weil die VOB/B 
vorliegend nicht als Ganzes ver-
einbart war. Eine Inhaltskontrolle 
ist in diesen Fällen erforderlich. 
Nur bei Vereinbarung der VOB/B 
als Ganzes bleibt eine Inhalts-
kontrolle aus. Das OLG Hamburg 
hatte daher zu prüfen, ob eine  
unangemessene Benachteiligung 
vorliegt. Ältere Entscheidungen  
sahen den späten Eintritt der  
Verjährung als unangemessen an. 
Dies deshalb, weil nach § 16  
Abs. 3 VOB/B und auch dem  
neuen § 650 g Abs. 4 BGB es der 
Auftragnehmer in der Hand hat, 

02 Schlussrechnungslegung ist 
Voraussetzung für Verjährungsbeginn
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ALERION, société d’avocats – 
Französischer Partner von MELCHERS 
bei Ally Law 

ml INTERNATIONAL

	 Um unseren Mandanten auch 
in internationalen Angelegen- 
heiten exzellente Beratung bieten 
zu können, ist MELCHERS seit vie-
len Jahren Mitglied von Ally Law. 
Die über 70 Mitgliedskanzleien 
von Ally Law mit mehr als 2.800 
Anwälten bieten in komplexen, 
länderübergreifenden Rechtsan-
gelegenheiten weltweit koordi-
nierte juristische Beratung und 
Vertretung. 

Die Erläuterungen früherer Stän-
de bleiben im Archiv weiterhin 
abrufbar. 

	 Herr Rechtsanwalt Dr. Andreas 
Decker, Partner von MELCHERS, 
hat in diesem online-Großkom-
mentar die Bearbeitung der §§ 93 
– 104 HGB, das heißt der Vor-

ml PUBLIKATIONEN schriften über den Handels- 
makler, übernommen. 

Henssler/Herresthal/Paschke 
(Hrsg.), beck-online.GROSS-
KOMMENTAR HGB,
Online-Kommentar, 1. Edition 
Stand Oktober 2019                    n

Online Groß-
kommentar zum 
Handelsgesetz-
buch

	 In loser Folge stellen wir Ih-
nen Ally Law–Mitgliedskanzleien, 
mit denen wir zusammenar- 
beiten, vor. Heute berichten wir 
über unseren französischen Part-
ner Alerion:

	 Alerion gehört zu den führen-
den unabhängigen Kanzleien  
für Wirtschaftsrecht in Frankreich. 
Von Paris aus berät und vertritt 
die international ausgerichtete 

Kanzlei französische und aus- 
ländische Mandanten, darunter 
französische und internationale 
Konzerne, französische Tochter-
gesellschaften von multinatio- 
nalen Firmen, börsennotierte Un-
ternehmen und KMU, Start-ups, 
Investitionsfonds,  Zusammen-
schlüsse, öffentliche Einrichtun-
gen und lokale Gebietskörper-
schaften, Family Offices usw.

	 Seit der Gründung im Jahr 
2003 mit sechs Partnern und elf 
Mitarbeitern ist Alerion stetig  
gewachsen und zählt heute ca.  
60 Rechtsanwälte, davon 18 Part-
ner, die in sämtlichen Bereichen 
des Wirtschaftsrechts beraten.

	 Ähnlich wie bei MELCHERS 
wird bei Alerion der fachüber-
greifende Austausch großge-
schrieben. Die Anwälte arbeiten 
ständig mit den Beratern ihrer 
Mandanten, mit Wirtschafts- und 
Rechnungsprüfern, mit Geschäfts-
kundenberatern von Banken, mit 
Unternehmensberatern, Notaren, 
Immobilienfachleuten usw. zu-
sammen. Beide Partnerkanzleien 
bieten mit dem French Desk bei 
MELCHERS und dem German 
Desk bei Alerion besonderen  
Service für Unternehmen aus 
dem jeweiligen Nachbarland an 

(Beratung in beiden Sprachen, 
Kenntnisse der Mentalität und 
Rechtsordnungen beider Län- 
der, teilweise doppelt qualifizier-
te Anwälte). 

	 MELCHERS kooperiert seit dem 
Beitritt von Alerion zu Ally Law in 
2017 ausgesprochen gut mit  
Alerion. Insbesondere die ähn- 
liche Aufstellung unserer beiden 
Full-Service-Wirtschaftskanzleien 
und die guten deutsch-franzö- 
sischen Beziehungen auf allen 
Ebenen erlauben eine enge und 
unkomplizierte Zusammenarbeit 
und bietet unseren Mandanten 
Beratung auf höchstem Niveau 
beidseits des Rheins.

	 Nähere Informationen über 
die Kanzlei Alerion finden Sie un-
ter www.alerion-avocats-paris.fr. 
Deutschsprachige Ansprechpart-
nerin ist Frau Nicola Kömpf.         n

	 Wie alle beck-online.GROSS-
KOMMENTARE vereint auch die 
Ausgabe zum HGB das Fachwis-
sen zahlreicher ausgewiesener 
Autoren, bietet eine laufende 
Überarbeitung der Kommen- 
tierungen und ist speziell für  
die digitale Nutzung entworfen. 
So wurden beispielweise Ver- 
weise auf alle Inhalte der um- 
fassenden beck-online Datenbank 
verlinkt. Im Rhythmus von 3 Mo-
naten wird jede einzelne Vor-
schrift der beck-online.GROSS-
KOMMENTARE auf den aktuellen 
Stand gebracht und um die  
jüngste Rechtsprechung ergänzt. 
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CARoLIn AmIRI
c.amiri@melchers-law.com

berät schwerpunktmäßig in allen  
Bereichen des Handels- und Gesell-
schaftsrechts. Im Rahmen der Praxis-
gruppe Private Clients berät sie 
außerdem Unternehmer und vermö-
gende Privatpersonen in Fragen der 
Vermögens- und Nachfolgeplanung.

 Seit 10.01.2020 gelten nun die 
im Geldwäschegesetz (GWG) ge-
regelten erweiterten Vorgaben 
beim Transparenzregister. Der  
Gesetzgeber kam hiermit seiner 
Pflicht zur Umsetzung der sog. 
Änderungsrichtlinie zur „Vierten 
EU-Geldwäscherichtlinie“ nach. 
Nachfolgend wird insbesondere 
auf die Änderungen in den §§ 19, 
20 und 23 GWG eingegangen.  
Bereits seit 01.10.2017 gelten für  
in Deutschland ansässige Unter-
nehmen besondere Mitteilungs-
pflichten an das unter Aufsicht 
des Bundesverwaltungsamts ste-
hende elektronische Transparenz-
register. Die verpflichtende An- 
gabe über die Person des soge-
nannten „wirtschaftlich Berechtig-
ten“ durch das mitteilungspflich-
tige Unternehmen soll Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung künf-
tig verhindern. Bei Verletzung der 
Meldepflichten können in schwer-
wiegenden Fällen Bußgelder bis 
hin zu 1.000.000 EUR drohen. 

1. ÖFFentLICheR zUGAnG 
 Künftig kann jede Person als 
Mitglied der Öffentlichkeit Ein-
sicht in das Transparenzregister 
nehmen. Der Nachweis eines  
berechtigten Interesses ist nicht 
mehr erforderlich. 

2.  mItteILUnGSPFLICht  
DeR GmBh ohne  
eLeKtRonISChe GeSeLL-
SChAFteRLISte 

 Eine Mitteilung an das Trans-
parenzregister kann grundsätz-
lich unterbleiben, wenn sich die 
Angaben zum wirtschaftlich Be-
rechtigten jedenfalls aus einer  
Zusammenschau mehrerer elek-
tronisch abrufbarer Dokumente 
und Eintragungen in anderen  

5.  mItteILUnGSPFLICht  
Von KommAnDItGeSeLL-
SChAFten

 Zwar unterliegen auch die 
Kommanditgesellschaft und die 
GmbH & Co. KG gewissen Eintra-
gungspflichten zum Handelsregis-
ter, jedoch nicht in vergleichba-
rem Umfang wie die GmbH. So  
ist im Handelsregister bloß die 
Haftsumme, nicht aber die Pflicht-
einlage und die sich hieraus er-
gebende Beteiligungsquote der 
Kommanditisten hinterlegt. Haft-
summe und Kapitalanteile kön-
nen in erheblichem Maße von- 
einander abweichen. Ferner ist 
die Kapitalbeteiligung des Kom-
plementärs nicht aus dem Han-
delsregister ersichtlich, ohne die 
wiederum die prozentuale Be- 
teiligung der Kommanditisten an 
der Kommanditgesellschaft nicht 
ermittelt werden kann. 

 Nach der Praxis des Bundes-
verwaltungsamts kommen wohl 
in der Regel die Kommanditge-
sellschaft und die GmbH & Co. KG 
nicht in den Genuss der Mittei-
lungsfiktion. Sofern eine geson-
derte Mitteilung an das Transpa-
renzregister nicht vorgenommen 
wurde, sollte besonders geprüft 
werden, ob eine Meldung weiter-
hin unterbleiben kann. 

FAzIt
	 Die	 Informations-,	Dokumen-
tations-	und	Meldepflichten	für	das	
Transparenzregister	 sind	 stren-
ger	 geworden.	 Laut	 Bundesver-
waltungsamt	 ist	 die	 Schonfrist	
zur	Erfüllung	der	Verpflichtungen	
abgelaufen.	 Es	 ist	 nunmehr	 ver-
stärkt	 mit	 Bußgeldverfahren	 zu	
rechnen,	wenn	die	Pflichten	nicht	
ordnungsgemäß	 erfüllt	 worden	
sind.	 Alle	 Unternehmen	 sollten	
daher	 prüfen,	 ob	 es	 hier	 noch	
Handlungsbedarf	 gibt,	 und	 et-
waige	 bisherige	 Versäumnisse	
schnellstmöglich	 heilen.	 Eine	
bloß	 verspätete	 Mitteilung	 wird	
nach	Aussage	des	Bundesverwal-
tungsamts	 deutlich	 milder	 ge-
ahndet	 als	 eine	 unterlassene		
Mitteilung.																																														n

ml GeSeLLSChAFtSReCht

Registern ergeben (sog. Mitteilungs-
fiktion). Im Falle von GmbHs ge-
nügt es, dass die Gesellschafter-
liste oder das Musterprotokoll  
als elektronisch abrufbare Do-
kumente im Handelsregister ent-
halten sind. Ist die GmbH vor  
längerer Zeit gegründet worden, 
ist zu prüfen, ob überhaupt eine 
elektronisch abrufbare Gesell-
schafterliste beim Handelsregis-
ter eingereicht wurde. Ist dies der 
Fall, sollte sie gleichzeitig auch 
den aktuellen Anforderungen des 
GmbH-Gesetzes entsprechen.

3.  StAAtSAnGehÖRIGKeIt 
DeS WIRtSChAFtLICh  
BeReChtIGten

 Künftig ist auch die Staats-
angehörigkeit des wirtschaftlich 
Berechtigten anzugeben. Dies gilt 
jedoch nur, wenn die Mitteilungs-
fiktion nicht greift und ohnehin  
eine Mitteilung an das Trans- 
parenzregister vorzunehmen ist.

4.  eRmIttLUnGS- UnD  
DoKUmentAtIonSPFLICht

 Neben den Gesellschaftern ist 
künftig auch der wirtschaftlich 
Berechtigte selbst verpflichtet, An-
gaben zu seiner wirtschaftlichen 
Berechtigung zu machen. Gleich-
wohl kann sich die mitteilungs-
pflichtige Gesellschaft nicht dar-
auf berufen, keine Angaben von 
dem Anteilseigner erhalten zu  
haben. Sie muss deshalb das  
ihrerseits Zumutbare in angemes-
senem Umfang unternehmen, um 
den wirtschaftlich Berechtigten zu 
ermitteln. Das Auskunftsersuchen 
und die eingeholten Informa- 
tionen sind entsprechend zu  
dokumentieren.

03 Bundesverwaltungsamt 
droht mit noch höheren Bußgeldern – 
erweiterte Pflichten in Bezug auf das 
Transparenzregister ab Januar 2020  
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	 Rechtsanwältin Carolin Amiri 
gehört seit Mitte Juli 2019 zum 
Heidelberger Gesellschaftsrechts-
team von MELCHERS. Nach dem 
Studium der Rechtswissenschaf-
ten an der Ruprecht-Karls-Uni-
versität Heidelberg absolvierte sie 
ihr Rechtsreferendariat im Land-
gerichtsbezirk Mannheim mit Sta-
tion beim Auswärtigen Amt in 
Berlin. Neben ihrem Rechtsrefe-
rendariat arbeitete Frau Amiri  
zudem als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin in der Kanzlei Wellen-
siek in Heidelberg. Im Jahr 2019 
absolvierte sie erfolgreich ihr  
2. Staatsexamen und begann ihre 
berufliche Laufbahn als Rechts-
anwältin bei MELCHERS. Frau 

Amiri betreut schwerpunktmäßig 
Mandanten in sämtlichen Fragen 
des Handels- und Gesellschafts-
rechts. Daneben ist auch das Erb-
recht Gegenstand ihrer Berater-
tätigkeit.

	 R e c h t s a n w a l t    M a t t h i a s  
Scheible ist seit Mai 2019 Teil des 
MELCHERS Baurechtsteams. Er 
studierte Rechtswissenschaften 
an den Universitäten Frankfurt/
Main und Freiburg im Breisgau 
und absolvierte anschließend sein 
Rechtsreferendariat im OLG Be-
zirk Karlsruhe am Landgericht 
Mosbach sowie bei einer Hei- 
delberger Rechtsanwaltskanzlei. 
Nach Beendigung des Rechtsrefe-
rendariats startete Herr Scheible 
seine Karriere als Rechtsanwalt 
bei MELCHERS. Er berät Man- 
danten in sämtlichen Fragen des 
privaten Bau- und Architekten- 
rechts.                                                       n

ml mitteilung

Neue Mitarbeiter 
im Gesellschafts- 
und Baurecht in 
Heidelberg

Außenwirtschaftsrecht/ Export-
kontrollrecht und Technologietransfer

ml VERANSTALTUNG

Termin: 	 Dienstag, 24.03.2020, 13.00 - 17.00 Uhr
Ort:	 88250 Weingarten, Lindenstraße 2
Veranstalter:	 IHK Bodensee-Oberschwaben
Referent:	 RA Dr. Bodo Vinnen 
Info:	 www.ihk-exportakademie.de

	 Am 24.03.2020 findet in Wein-
garten ein Seminar der IHK  
Bodensee-Oberschwaben mit dem 
Titel   „Informationstechnologie 
und Exportkontrolle: Technolo-
gie-Transfer und technische Un-
terstützung“ statt. Der elektro- 
nische Datentransfer ist für die 
globalisierte Wirtschaft von ele-
mentarer Bedeutung, weshalb 
der Technologietransfer seit län-
gerem auch einer verstärkten 
Kontrolle durch die zuständige 
Behörde (BAFA) unterliegt. Das 
Seminar behandelt u. a. die gel-

tenden rechtlichen Beschränkun-
gen für den Technologie-Daten-
transfer (einschließlich der Cloud-
nutzung), die sonstige Übermitt-
lung von exportkontrollrechtlich 
relevantem technologischem Wis-
sen in das Ausland sowie techni-
sche Unterstützungsleistungen, für 
die abweichende rechtliche Be-
stimmungen zu beachten sind. Auch 
die erforderlichen Prozesse und 
Compliance-Maßnahmen für das 
betriebliche Exportkontrollsystem 
(ICP) zur Absicherung des Unter-
nehmens werden thematisiert.  n
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ml LAUteRKeItSReCht

 Stellen Mobilfunkdiensteun-
ternehmen („MFU“) zahlungssäu-
migen Kunden Zahlungserinne-
rungen aus, dürfen sie nur unter 
besonderen Voraussetzungen da-
mit drohen, den Mobilfunkan-
schluss zu sperren. Anderenfalls 
liegt unlauteres Verhalten im Sin-
ne des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb („UWG“) vor, 
wie das OLG Frankfurt am Main  
in seinem sogenannten Sperran-
drohungs-Urteil vom 24.10.2019 
(Az.: 6 U 147/18) entschied.

SAChVeRhALt
 Die Kundin erhielt vom MFU 
eine Rechnung, die unter ande-
rem einen Betrag in Höhe von 
1.250,99 EUR für ein „GPS-Aus-
landsverbindungsaufkommen“ 
auswies. Mithilfe eines Verbrau-
cherschutzvereins beanstandete 
die Kundin gemäß § 45i Abs. 1  
Telekommunikationsgesetz („TKG“) 
die Rechnung und bat das MFU 
darum, die einzelnen Verbin-
dungsdaten aufzuschlüsseln und 
eine technische Prüfung durchzu-
führen. Das MFU kam dem nach 
und übermittelte der Kundin die 
Ergebnisse der Prüfung. Zudem 
reduzierte das MFU den vorge-
nannten Betrag aus Kulanz um  
50 %. Circa 1,5 Monate später 
übermittelte das MFU der Kundin 
eine Zahlungserinnerung, in der 
es hieß: „Bitte bedenken Sie, 
dass wir uns für den Fall, dass wir 
Ihren Zahlungseingang nicht bis 
zum genannten Termin auf un- 
serem Konto verbuchen können, 
eine Sperrung Ihres Mobilfunk- 
anschlusses vorbehalten.“

 Der Verbraucherschutzverein 
war der Ansicht, dass dieses Vor-
gehen dem UWG widerspräche 
und rechtswidrig sei. Er verklagte 
deshalb das MFU auf Unter- 
lassung. Das LG Hanau wies die 

sperrung, sei für die Verbraucher 
mit erheblichen Nachteilen ver-
bunden und stelle somit eine 
Drohung gemäß § 4a Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 UWG dar.

 Zulässig sei eine Sperre nur, 
wenn der Kunde mit einem Be-
trag von mindestens 75,00 EUR  
in Verzug sei und das MFU die 
Sperre mindestens zwei Wochen 
vorher schriftlich unter Hinweis 
auf möglichen zivilgerichtlichen 
Rechtsschutz hiergegen ange-
droht habe (§ 45k Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 1 TKG). Da die Kundin 
die Höhe der Rechnung nachvoll-
ziehbar beanstandet hatte und 
die Forderung darüber hinaus 
auch nach Zusendung der auf- 
geschlüsselten Verbindungsdaten 
nicht tituliert worden sei, sei das 
MFU aufgrund von § 45k Abs. 2 
Satz 2 TKG weder zur Anschluss-
sperre noch zu deren Androhung 
berechtigt gewesen.

FAzIt
	 Dass	 ein	 MFU	 mit	 einer	 ge-
wissen	 Bestimmtheit	 auf	 die		
Begleichung	 seiner	 Forderung	
hinwirkt	 und	 dabei	 auch	 von		
gesetzlich	 zugelassenen	 Mitteln	
(z.	B.	 Sperrung	 eines	 Mobilfunk-
anschlusses)	 Gebrauch	 macht,	
bedeutet	 nicht,	 dass	 dem	 MFU	
der	 „Geduldsfaden	 reißen“	 und		
es	 automatisch	 mit	 Sperrungen	
oder	ähnlichen	Maßnahmen	dro-
hen	 darf,	 sollte	 der	 Kunde	 seine	
Rechnung	 nicht	 begleichen	 oder	
beanstanden.	Hier	 sind	vielmehr	
die	 einzelnen	 (Eskalations-)Stu-
fen	 des	 gesetzlichen	 Regelungs-
konzeptes	 des	 TKG	 im	 Auge	 zu		
behalten.	 Die	 Entscheidung	 des	
OLG	 Frankfurt	 am	 Main	 sollte	
MFUs	daher	zur	Vorsicht	mahnen,	
denn	sie	dürfte	eine	Vielzahl	von	
Fällen	 betreffen	 und	 damit	 auf		
einige	Sicht	den	an	Zahlungsauf-
forderungen	zu	stellenden	lauter-
keitsrechtlichen	Maßstab	bilden.	
Auf	der	anderen	Seite	verdeutlicht	
die	 Entscheidung	 Verbrauchern,	
dass	sie	im	Falle	von	hohen	Tele-
kommunikationsrechnungen	
nicht	schutzlos	gestellt	sind.							n

Klage ab. Die Berufung hatte  
indes Erfolg.

entSCheIDUnGSGRünDe
 Das OLG Frankfurt am Main 
befand, die Formulierung in der 
Zahlungserinnerung stelle eine 
aggressive Geschäftspraxis im 
Sinne von § 4a Abs. 1 und 2 UWG 
und damit eine unzulässige ge-
schäftliche Handlung dar.

 Zum einen sei die Formu- 
lierung als eine „unzulässige Be-
einflussung“ gemäß § 4a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 UWG anzusehen. Das 
MFU habe seine Machtposition 
gegenüber der Kundin zur Aus-
übung von Druck in einer Weise 
ausgenutzt, die ihre Fähigkeit zu 
einer informierten Entscheidung 
wesentlich einschränke.

 Zum anderen stelle die For-
mulierung eine Drohung mit einer 
rechtlich unzulässigen Handlung, 
nämlich der Sperrung des Mobil-
funkanschlusses, ohne dass die 
Voraussetzungen einer solchen 
Sperre nach § 45k TKG vorlägen, 
dar. Verbraucher seien in aller  
Regel auf einen Mobilfunkan-
schluss dringend angewiesen,  
da eine Vielzahl von ihnen ihre  
gesamte Kommunikation ein-
schließlich Banktransaktionen, Be-
hördengängen, Bahn- und Flug-
tickets, Einkäufen etc. hier- 
über abwickeln würden. Das In- 
aussichtstellen einer Anschluss- 

04 Ankündigung einer Sperrung 
eines Mobilfunkanschlusses unzulässig

DR. SeBAStIAn PetRACK
s.petrack@melchers-law.com

ist vor allem im Bereich des Gewerb- 
lichen Rechtsschutzes sowie im Han-
dels- und Gesellschaftsrecht tätig.  
Zudem gehört das Versicherungsrecht 
zu den Schwerpunkten seiner Man-
datsbetreuung. 



 Ende Januar erschien das 
„Legal 500 Deutschland“-Hand-
buch 2020. Erneut wird MELCHERS 
dort als „Führende Kanzlei“ aus-
gezeichnet.

 Das Heidelberger Büro wird 
wie schon in den Vorjahren in der 
2. Spitzengruppe (Tier 2) für die 
Metropolregion Rhein-Neckar ge-
listet. Besonders hervorgehoben 
wird dabei das „Schnell einsatz-
bereite und gut organisierte 
Team“ sowie, dass „Backoffice 
und Partner gut Hand in Hand  
arbeiten“.

 Darüber hinaus wird auch das 
Frankfurter Büro in der Metropol-
region Frankfurt/Rhein-Main trotz 
der dortigen hohen Kanzleidichte 
und Präsenz internationaler Groß-
kanzleien zum zweiten Mal in 

Spitzengruppe 3 (Tier 3) gelistet.
Dies bestätigt ausdrücklich die 
Bedeutung des Frankfurter Stand-
orts von MELCHERS.

 Zusätzlich zu der hervorra-
genden Bewertung der Gesamt-
kanzlei haben mit Dr. Andreas  
Masuch, Dr. Carsten Lutz, Tobias 
Wellensiek, Frederic Jürgens,  
Dr. Dennis Voigt, Dr. Bodo Vinnen 
und Dr. Andreas Decker gleich  
sieben Partner der Kanzlei die 
Auszeichnung „Empfohlener An-
walt“ erhalten.

 „Wir freuen uns besonders, 
dass das letztjährige Ranking  
des Frankfurter Büros bestätigt 
wurde. Im stark durch Großkanz-
leien geprägten Rechtsmarkt der 
Rhein-Main-Region ist das für  
unser Team eine große Auszeich-

nung. Das Kanzleiranking und  
die Anwaltsempfehlungen durch 
Legal 500 Deutschland sehen wir 
als Anerkennung unserer Leis-
tung und als Ansporn für die  
Zukunft, auch weiterhin Rechts-
beratung auf höchstem Niveau zu 
bieten,“ kommentiert Dr. Dennis 
Voigt das Ranking von MELCHERS 
im neuen Legal 500 Handbuch.

 „The Legal 500“ ist ein renom-
miertes Ranking von Wirtschafts-
kanzleien, das bereits seit Jahr-
zehnten den (internationalen) 
Rechtsmarkt analysiert und An-
wälte sowie Kanzleien für die  
verschiedenen Rechtsgebiete emp-
fiehlt. Das Redaktionsteam be-
fragt dafür jährlich Unternehmen 
und Syndikus-Anwälte nach ihren 
Erfahrungen mit Anwälten und 
Kanzleien.                                             n

ml mItteILUnG

MELCHERS 
von „Legal 500 
Deutschland 2020“ 
ausgezeichnet
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 In der 2019er Ausgabe von 
„Who‘s Who Legal Environment“ 
wird Rechtsanwalt Prof. Dr.  
Clemens Weidemann als Experte 
für Umweltrecht empfohlen.

 MELCHERS gratuliert Herrn 
Prof. Dr. Weidemann zu diesem 
Erfolg. Dieses Ranking ist ein Be-
leg für die besondere Reputation, 
die er im deutschen und inter- 
nationalen Markt genießt. 

 „Who‘s Who Legal“ ist ein re-
nommiertes Ranking von Wirt-
schaftskanzleien, das seit 1996 
die führenden Rechtsanwälte in 
verschiedenen Bereichen des 
Wirtschaftsrechts ermittelt. Insge-
samt umfasst das Ranking über 
24.000 der weltweit führenden 
Anwälte und 2.500 Beratungs- 
experten aus über 150 nationalen 
Rechtsordnungen.                             n

ml mItteILUnG

Who‘s Who Legal 
zeichnet Prof. 
Dr. Weidemann 
aus

sellschafts-, Steuer-, Sozialver- 
sicherungs- sowie Dienstvertrags-
recht werden ebenso wie zum  
Insolvenz- und Strafrecht ver-
ständlich und praxisnah vermit-
telt. Die Neuauflage umfasst ak-
tuelle Rechtsentwicklungen z. B. 

 Das „ABC des GmbH-Ge-
schäftsführers 2020“ ist in der  
inzwischen 14. Auflage erschie-
nen und damit wie in den Vor- 
jahren ein sehr gefragter Ratgeber 
zu allen Fragen rund um die 
GmbH. Informationen zum Ge-

durch die DSG-VO oder das  
Geschäftsgeheimnisgesetz. Herr 
Rechtsanwalt Dr. Masuch ist Mit-
herausgeber des Buches. Das  
Autorenteam zu den rechtlichen 
Ausführungen setzt sich aus  
den Rechtsanwältinnen Frau Dr.  
Berger, Frau Scheich und Frau 
Wallbrecht sowie den Herren 
Rechtsanwälten Faust, Koller-van 
Delden, Dr. Lutz, Dr. Masuch,  
Dr. Stegemann, Dr. Thünnesen und 
Dr. Voigt zusammen.                       n

ml PUBLIKAtIonen

Buchveröffentlichung zum 
GmbH-Recht

masuch/meyer (hrsg.): 
ABC des Gmbh-Geschäfts- 
führers 2020, Bonn (Stollfuß), 
636 Seiten, € 79,80
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BeAtRICe SCheICh
b.scheich@melchers-law.com

ist hauptsächlich auf den Gebieten des 
Insolvenzrechts, einschließlich der In-
solvenzverwaltung, sowie des Gesell-
schaftsrechts tätig und verfügt über 
langjährige Erfahrung bei der Bera-
tung mittelständischer Unternehmen.

ml mIetReCht

 Wird ein Mietshaus moder- 
nisiert, können die Eigentümer 
die Kosten mittels einer Mieter-
höhung auf die Mieter umlegen. 
In Einzelfällen jedoch können sich 
die Mieter nach der Entscheidung 
des BGH vom 09.10.2019 (Az.: VIII 
ZR 21/19) auf eine finanzielle 
Überforderung berufen. Der Ver-
mieter kann dem Mieter dann 
nicht ohne Weiteres entgegen-
halten, dass eine kleinere Woh-
nung für ihn angemessen sei. 
Zwar spielt die Angemessenheit 
eine Rolle. Bei der Abwägung der 
Interessen in umfangreicher Ein-
zelprüfung müssten laut BGH aber 
auch immer die Umstände des 
Einzelfalles berücksichtigt werden, 
insbesondere die Verwurzelung 
des Mieters in der Wohnung oder 
gesundheitliche Belange. 

SAChVeRhALt
 Der Kläger bewohnte als  
Mieter eine etwa 86  m2 große 
Wohnung in einem 1929 erbau-
ten Mehrfamilienhaus in Berlin. 
Die Eltern des Klägers mieteten 
die Wohnung 1962 an, inzwischen 
nutzt sie der Kläger alleine. Er  
bezieht Leistungen der Agentur 
für Arbeit, u. a. einen Beitrag zur 
Miete und einen Heizkostenvor-
schuss. Die Vermieterin ließ eine 
neue Außendämmung anbrin-
gen, ersetzte die alten Balkone 
durch größere neue und nahm 

gelten für die Abwägung nach  
§ 559 Abs. 4 BGB andere Maßstä-
be als bei der Gewährung von 
Leistungen der Agentur: Bei den 
Wohnkosten für Leistungsbezie-
her gehe es um eine Begrenzung 
der von der Allgemeinheit zu tra-
genden Unterkunftskosten, wo-
hingegen es nach der Härtefall- 
regel um die Frage gehe, ob der 
Mieter, der auf die Modernisie-
rungsmaßnahmen keinerlei Ein-
fluss habe, trotz des Refinan- 
zierungsinteresses des Vermieters 
seinen bisherigen Lebensmittel-
punkt beibehalten dürfe. 

 Zudem genieße nicht nur der 
Vermieter, sondern auch der Mie-
ter insoweit den Eigentumsschutz 
nach Art. 14 Abs. 1 GG. Wegen des 
Bestandsinteresses könne in der 
Folge ein Härtefall nicht einfach 
anhand der Wohnungsgröße ge-
prüft werden. 

FAzIt
	 Modernisierungskosten	 dür-
fen	bis	zu	einer	bestimmten	Gren-
ze	 auf	 die	 Miete	 aufgeschlagen	
werden.	Das	Gesetz	schützt	aber	
Mieter,	die	eine	Erhöhung	derart	
hart	 trifft,	dass	diese	auch	unter	
Würdigung	der	berechtigten	Inte-
ressen	 des	 Vermieters	 nicht	 zu	
rechtfertigen	 ist.	 Der	 BGH	 stärkt	
damit	 Mietern	 den	 Rücken,	 die	
sich	 nach	 einer	 Modernisierung	
die	Miete	nicht	mehr	leisten	kön-
nen.	Allerdings	kann	sich	der	Mie-
ter	 in	zwei	Ausnahmefällen	nicht	
auf	eine	finanzielle	Härte	berufen	
(§	 559	 Abs.	 4	 Satz	 2	 BGB):	 Wa-	
ren	nämlich	die	Modernisierungs-
maßnahmen	 infolge	 von	 Schä-
den	 notwendig	 oder	 wurde	 da-
mit	 der	 allgemein	 übliche	 Woh-
nungsstandard	hergestellt,	kann	
der	Mieter	keine	Einwände	erhe-
ben	und	muss	die	Mieterhöhung	
akzeptieren.	 Wenn	 also	 bei-
spielsweise	 der	 Putz	 bereits	 ab-
fällt	 und	 die	 Fassade	 Risse	 auf-
weist,	 der	 Vermieter	 also	 zur		
Modernisierung	 gezwungen	 ist,	
darf	 er	 diese	 auf	 Kosten	 eines		
eigentlich	 überforderten	 Mieters	
durchführen.                                       n

den 1972 stillgelegten Fahrstuhl 
wieder in Betrieb. Nach Fertig-
stellung der vorgenannten Ar- 
beiten wurde die Kaltmiete um 
240,00 EUR erhöht. Der Mieter 
klagte gegen die Mieterhöhung 
und berief sich auf § 559 Abs. 4 
Satz 1 BGB, wonach eine Mie- 
terhöhung ausgeschlossen ist, 
wenn sie für den Mieter eine un-
verhältnismäßige Härte beinhal-
tet. Das Amtsgericht gab der  
Klage teilweise statt, das Land-
gericht hat den Mieter nur in Hö-
he von 4,16 EUR monatlich an 
den Modernisierungskosten be-
teiligt.

entSCheIDUnG
 Die von der beklagten Ver-
mieterin eingelegte Revision blieb 
ohne Erfolg.

 Die Vermieterin verwies ins-
besondere auf die Größe der 
Wohnung, welche die für einen 
Einpersonenhaushalt nach den 
Vorschriften über staatliche Trans-
ferleistungen vorgesehene Fläche 
von etwa 50 m2 weit übersteige. 
So finanziere der Eigentümer al-
lein aufgrund der Härtefallrege-
lung den „Luxus“ der vergleichs-
weise großen Wohnung seines 
Mieters.

 Diesen Einwand ließ der BGH 
nicht gelten: Zwar ist auch nach 
Ansicht des BGH der Umstand, 
dass der Mieter eine nach seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen und 
Bedürfnissen zu große Wohnung 
nutze, im Rahmen der Abwägung 
zu berücksichtigen. Allerdings sei 
Sinn und Zweck der Härtefallre-
gelung gerade, dass Wohnungen 
nach der Modernisierung auch für 
Mieter mit geringem Einkommen 
finanzierbar bleiben. Insoweit 

05 BGH präzisiert Härtefall-
abwägung bei Mieterhöhung nach 
Modernisierung
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	 MELCHERS hat sich zum  
1. Januar 2020 mit Dr. Holger  
Jakob verstärkt, der nach lang-
jähriger Tätigkeit als Legal Counsel 
bei Unternehmen der Glücks-
spiel- und eSport-Branche wieder 
in die Anwaltschaft wechselt und 
sich dem renommierten Glücks-
spielrechtsteam von MELCHERS 
anschließt. Jakob war nach Sta-
tionen bei der Deutschen Bahn AG 
sowie der ergo GmbH in verschie-
denen Kanzleien und bei der  
mybet Holding SE zuletzt General  
Counsel bei der G Esports Hol-
ding GmbH, die unter der Marke 
G2 Esports einige der besten  
eSport-Teams der Welt managt. 
Neben diesen Tätigkeiten war  
Jakob stets noch parallel als  
niedergelassener Rechtsanwalt mit 
Mandaten im Sport- und Gesell-
schaftsrecht tätig. 

	 Außerdem ist Jakob seit Jah-
ren zugelassener Richter beim 

Deutschen Sportschiedsgericht so-
wie seit Anfang Dezember 2019 
nun auch Richter am neuge- 
gründeten Verbandsschiedsgericht 
des ESBD – eSport-Bund Deutsch-
land e. V. 

	 „Wir freuen uns, mit Dr. Jakob 
einen ausgewiesenen Kenner  
des Glücksspielrechts gewinnen  
zu können. Seine Erfahrungen in 
Unternehmen aus den Bereichen 

Lotterie, Sportwetten, Casino, 
Sport und eSport ergänzen per-
fekt unsere Beratungspraxis“, 
kommentiert Dr. Jörg Hofmann, 
Partner bei MELCHERS, den 
Wechsel.                                                 n

ml mitteilung

Prominenter 
Zugang bei 
MELCHERS in den 
Bereichen Glücks-
spielrecht und 
Sportrecht

	 Der Schwerpunkt seiner Tä-
tigkeit liegt auf dem Gebiet des 
Handels- und Gesellschaftsrechts.

Was ist Ihr Lebensmotto bzw. 
Lieblingszitat?
„Alles wirkliche Leben ist Be- 
gegnung“ von Martin Buber.

Was reizt Sie am Handels- und 
Gesellschaftsrecht? 
Die abwechslungsreichen Aufga-
benstellungen einschließlich der 
Wechselwirkungen mit wirtschaft-
lichen und steuerrechtlichen As-
pekten.

Was ist für ein gutes Verhältnis 
zum Mandanten wichtig?
Vertrauen, eine gute Kommuni-
kation sowie das richtige Ein- 
ordnen der wirtschaftlichen und 
persönlichen Interessen des Man-
danten.

Wie verbringen Sie Ihre Freizeit 
am liebsten?
Mit meiner Frau und unseren bei-
den Töchtern, am liebsten im Ur- 
laub. Ansonsten beim Kochen mit 
Freunden.

Wohin soll Ihre nächste Reise 
gehen?
In die Bretagne.

Was möchten Sie unbedingt 
einmal im Leben tun?
Einen Roadtrip durch Skandinavi-
en und eigenen Wein anbauen.  n

ml Persönlich

Michael Usselmann
MELCHERS Heidelberg

	M ichael Usselmann ist seit 
Juli 2018 als Rechtsanwalt bei 
MELCHERS tätig.



	 Es ist inzwischen schon zur 
Tradition geworden, dass die  
Mitarbeiter von MELCHERS und 
FALK eine Weihnachtstombola für 
einen guten Zweck veranstalten. 
Am 17. Dezember 2019 war es 
wieder soweit: In gemütlichem 
Rahmen wurden die Gewin- 
ner gezogen und der Erlös von 
2.500 EUR an das Kinderhospiz 
Sterntaler e. V. übergeben.

	 Die Mitarbeiter von MELCHERS 
und FALK hatten in den Wochen 
zuvor in großer Zahl Lose für  
5 EUR je Stück erworben, so dass 
insgesamt 2.500 EUR an Spen-
dengeldern   zusammenkamen. 
Diesen Betrag spendeten die  
beiden Gesellschaften in voller 
Höhe dem Kinderhospiz Stern- 
taler e. V.

	 Das Kinderhospiz Sterntaler 
unterstützt lebensverkürzend er-
krankte Kinder sowie deren Fa-
milien und begleitet sie auf ihrem 
schweren Weg. Kinder, Jugend- 
liche und junge Erwachsene  
werden im Kinderhospiz aufge-

Weihnachtstombola: MELCHERS und FALK 
spenden 2.500 EUR für Kinderhospiz Sterntaler

ml PRIVAT

nommen und gemeinsam vom 
Hospizteam und ihren Eltern und 
Geschwistern rund um die Uhr ge-
pflegt und betreut. Eltern können 
sich während des Aufenthaltes 
nach individuellen Bedürfnissen 
erholen und neue Kraft tanken 
und für Geschwisterkinder gibt es 
eine ganze Reihe von Angeboten, 
die eine kleine Auszeit mit Gleich- 
gesinnten bieten. 

	 Die Mitarbeiter von MELCHERS 
und FALK danken den zahlreichen 
Sponsoren aus der Region, die 
mit ihren Sachspenden die gute 
Sache unterstützt und die Tom-
bola ermöglicht haben: abcdruck 
GmbH, Abro, Albrecht Druck 
GmbH & Co. KG, Automuseum  
Dr. Carl Benz, BADEWELT SINS-
HEIM GmbH, Café bar deer,  
Crowne Plaza Heidelberg City 
Centre, Daniel Hechter, Escape 
Rooms Mannheim, Europä- 
ische Hof Hotel Europa Heidel-
berg GmbH, Forest Adventures 
Deutschland GmbH, Golf Club  
St. Leon-Rot, Heidelberg Marriott 
Hotel, Institut für Plastination e.K, 
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Internationales    Musikfestival  
Heidelberger Frühling gGmbH, 
Karl Lagerfeld, Key Largo, Kunst-
halle Mannheim, Kurpfälzisches 
Museum der Stadt Heidelberg, 
LaserTag Arena Oftersheim, Luxor 
Filmpalast Heidelberg, Marriott 
Hotel Heidelberg, Massage Royal 
Heidelberg, Nationaltheater Mann-
heim, NEO – Bar und Restaurant, 
Planetarium Mannheim gGmbH, 
Porsche Zentrum Mannheim 
Penske Sportwagenzentrum GmbH, 
Rhein-Neckar Löwen GmbH,  
SAP Arena Betriebsgesellschaft 
der Multifunktionsarena Mann-
heim mbH & Co. KG, Schwimm-
bad Aquadrom Hockenheim,  
SG Leutershausen, Sprungbude 
Heidelberg GmbH, St. Leoner 
Wasser-Ski-Seilbahn    GmbH, 
Staatliche Schlösser und Gärten 
Baden-Württemberg, Stadtpark 
Mannheim gGmbH, SV Waldhof 
Mannheim, The Lashery Hei- 
delberg, Tiergarten Heidelberg 
gGmbH, Villa Toskana, Zimmer-
theater Heidelberg.                          n


